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1. Zusammenfassung der Petition

Der Petent ist der Ansicht, dass mit den zyprischen Rechtsvorschriften EU-Richtlinien, 
Richtlinien der Europäischen Zentralbank und grundlegende Menschenrechte verletzt werden 
und dass keine wirkungsvolle Durchsetzung der EU-Rechtsvorschriften erfolgt. Insbesondere 
kritisiert der Petent das Gesetz zur Übertragung und Belastung von Immobilien aus dem Jahr 
1965 und dessen Änderungen in den Jahren 2014, 2018 und 2019. Der Petent erklärt, dass 
durch dieses Gesetz ein Verfahren geschaffen werde, auf dessen Grundlage Finanzinstitute 
unlautere Klauseln und außervertragliche Zinssätze bei Darlehensverträgen nutzen würden, 
um hypothekarisch belastete Immobilien erwerben und ohne gerichtliche Verfahren oder 
Gerichtsentscheidungen versteigern zu können. Der Petent beschwert sich darüber, dass durch 
dieses Verfahren zyprischen Bürgern das Recht auf ein faires Verfahren zum Schutz ihres 
Eigentums verwehrt werde, da das Gesetz die Möglichkeit ausschließe, auf dem Gerichtsweg 
eine einstweilige Anordnung zum Stopp des Erwerbs durch die Bank zu erwirken, bis das 
Gericht über die Missbräuchlichkeit des Vertrags oder der Forderungen der Finanzinstitute 
entschieden habe. Ferner kritisiert der Petent die parlamentarischen Verfahren des 
parlamentarischen Finanzausschusses als undurchsichtig und anfällig für Missbrauch. Der 
Petent berichtet, dass der parlamentarische Finanzausschuss Vorlagen für 
Harmonisierungsgesetze über zwei Jahre nicht bearbeitet habe, obwohl die Kommission 2013 
ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Zypern wegen der unzureichenden Durchsetzung der 
Richtlinien 93/13/EWG und 2005/19/EG eingeleitet habe. Das Vertragsverletzungsverfahren 
sei von der Kommission im Juli 2019 wieder aufgenommen worden.
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2. Zulässigkeit

Für zulässig erklärt am 7. Juni 2021. Die Kommission wurde um Auskünfte gebeten 
(Artikel 227 Absatz 6 der Geschäftsordnung).

3. Antwort der Kommission, eingegangen am 18. Januar 2022

Gemäß der Richtlinie 93/13/EWG des Rates über missbräuchliche Klauseln in 
Verbraucherverträgen1 ist eine Vertragsklausel, die nicht individuell ausgehandelt wurde und 
ein erhebliches Missverhältnis zwischen den Rechten und Pflichten der Vertragspartner 
zuungunsten des Verbrauchers und entgegen dem Gebot von Treu und Glauben verursacht, 
als missbräuchlich anzusehen und daher nicht rechtskräftig. In der Richtlinie ist ebenfalls 
festgelegt, dass Verbraucher über wirksame Rechtsbehelfe gegen derartige Klauseln verfügen 
müssen.2 Dazu gehört die Möglichkeit für die nationalen Gerichte, einstweilige Anordnungen 
zu erlassen, um Durchsetzungsverfahren einzustellen oder auszusetzen, bis die etwaige 
Missbräuchlichkeit von Vertragsklauseln, zu denen die Verfahren laufen, bewertet wurden. 
Im Hinblick auf den Schutzstandard in einzelstaatlichen Verfahren hat der Gerichtshof der 
Europäischen Union (EuGH) festgestellt, dass die detaillierten Verfahrensvorschriften zur 
Durchsetzung der Verbraucherschutzvorschriften der EU, zum Beispiel der Richtlinie 
93/13/EWG des Rates, in Ermangelung einer Harmonisierung einzelstaatlicher Verfahren 
entsprechend dem Grundsatz der Verfahrensautonomie in den Zuständigkeitsbereich der 
innerstaatlichen Rechtsordnung der Mitgliedstaaten fallen. Der EuGH3 weist jedoch 
nachdrücklich darauf hin, dass diese Verfahrensvorschriften zwei Bedingungen erfüllen 
müssen: 1) Sie dürfen nicht weniger günstig ausgestaltet sein als die für entsprechende 
innerstaatliche Klagen (Grundsatz der Gleichwertigkeit), und 2) sie sollten die Ausübung der 
durch die Rechtsordnung der Union verliehenen Rechte nicht praktisch unmöglich machen 
oder übermäßig erschweren (Grundsatz der Wirksamkeit)4.
Der EuGH stellte ferner fest, dass sich das Missverhältnis zwischen Verbrauchern und 
Händlern nur durch unterstützende Maßnahmen eines Dritten ausgleichen lässt, weshalb es 
Aufgabe der einzelstaatlichen Gerichte ist, die Wirksamkeit der Rechte zu gewährleisten, die 
den Verbrauchern durch die Richtlinie 93/13/EWG des Rates verliehen werden. Aus diesem 
Grund müssen die Gerichte der Mitgliedstaaten von Amts wegen prüfen, ob eine 
Vertragsklausel, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie fällt, unlauter ist.5 
Insbesondere stellte der EuGH fest, dass der Grundsatz der Wirksamkeit einzelstaatliche 
Verfahrensvorschriften ausschließt, die es Verbrauchern unmöglich machen oder es ihnen 

1 Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen, 
ABl. L 95 vom 21.4.1993, S. 29.
2 Siehe Abschnitt 5 der Mitteilung der Kommission – Leitlinien zur Auslegung und Anwendung der Richtlinie 
93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen, ABl. C 323 
vom 27.9.2019, S. 4, COM(2019)5325.
3 Für weitere Informationen s. Mitteilung der Kommission – Leitlinien zur Auslegung und Anwendung der 
Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen, 
ABl. C 323 vom 27.9.2019, S. 4. https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/?uri=CELEX:52019XC0927(01), insbesondere Abschnitt 5 zu Rechtsbehelfen und 
Verfahrensgarantien nach Artikel 6 und 7 der Richtlinie.
4 S. diesbezüglich die Urteile in den Rechtssachen C-168/05, Mostaza Claro, Rn. 24; C-40/08, Asturcom 
Telecomunicaciones, Rn. 38; C-415/11, Aziz, Rn. 50.
5 S. das Urteil vom 14. Juni 2012 in der Rechtssache C-618/10, Banco Español de Crédito, Rn. 41–43, und die 
dort angeführte Rechtsprechung. S. ebenso die Urteile vom 14. März 2013 in der Rechtssache C-415/11, Aziz, 
Rn. 46, und die dort angeführte Rechtsprechung, sowie vom 18. Februar 2016 in der Rechtssache C-49/14, 
Finanmadrid, Rn. 55.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52019XC0927(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52019XC0927(01)
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ungebührlich erschweren, darauf zu vertrauen, dass missbräuchliche Vertragsbedingungen6 
unverbindlich sind, auch im Rahmen von Durchsetzungsverfahren. 
Der EuGH7 hat zudem wiederholt betont, wie wichtig die Möglichkeit der Beantragung 
einstweiligen Rechtsschutzes ist, insbesondere um eine Vollstreckung gegenüber einem 
Verbraucher zu verhindern oder auszusetzen, während die Missbräuchlichkeit der 
maßgeblichen Vertragsklauseln gerichtlich geprüft wird. Von besonderer Bedeutung ist der 
einstweilige Rechtsschutz bei Vollstreckungen bezüglich der Wohnung von Verbrauchern8 
mit Zwangsräumungen; einstweilige Anordnungen können aber auch für andere 
Vollstreckungsmaßnahmen relevant sein. Einstweilige Anordnungen können nicht nur für die 
Aussetzung von Vollstreckungsmaßnahmen gegen Verbraucher, sondern auch dann von 
wesentlicher Bedeutung sein, wenn Verbraucher rechtliche Schritte einleiten, um die 
Nichtigerklärung bestimmter Vertragsklauseln zu erwirken.9 Schließlich kann die 
Wirksamkeit von Rechtsbehelfen nicht nur durch das vollständige Fehlen vorläufiger 
Maßnahmen, sondern auch dadurch beeinträchtigt werden, dass es für die Verbraucher u. a. 
angesichts knapper Ausschlussfristen sowie der Notwendigkeit der Anführung von Tatsachen 
und Beweisen schwierig ist, vorläufige Maßnahmen zu erwirken. 
Durch die Richtlinie 2005/29/EG10 werden Verbraucher vor unlauteren Geschäftspraktiken im 
Geschäftsverkehr zwischen Unternehmen und Verbrauchern geschützt, die deren 
wirtschaftlichen Interessen schaden. Die Richtlinie gilt für den „Geschäftsverkehr zwischen 
Unternehmen und Verbrauchern“ im Sinne von Artikel 2 Buchstabe d der Richtlinie 
2005/29/EG. Sie enthält allgemeine Vorschriften, mit denen irreführende und aggressive 
Praktiken, die Auswirkungen auf geschäftliche Entscheidungen von Verbrauchern haben, 
nach einer Einzelfallprüfung durch die nationalen Gerichte oder Behörden verboten werden. 
Dies wird ergänzt durch eine Liste von Geschäftspraktiken, die unter allen Umständen als 
unlauter gelten. Mit der Richtlinie wird keine Ausnahmeregelung für das Erbringen von 
Dienstleistungen für Verbraucher festgelegt.11

Was Zypern betrifft, so hat die Kommission im Jahr 2013 ein Vertragsverletzungsverfahren 
gegen Zypern wegen der unwirksamen Durchsetzung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates 
und der Richtlinie 2005/29/EG durch die zyprischen Behörden eingeleitet. 
Seitdem ist die Kommission mit Zypern in Kontakt und erhielt positive Antworten auf 
verschiedene Bedenken. Da jedoch bestimmten Anliegen noch nicht Rechnung getragen 
wurde, übermittelte die Kommission Zypern gemäß Artikel 258 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union am 25. Juli 2019 ein weiteres 

6 Der Grundsatz der Wirksamkeit fand insbesondere in dem Urteil vom 14. Juni 2012 in der Rechtssache 
C-618/10, Banco Español de Crédito, Rn. 49–57, und Ziffer 1 des Urteilstenors Anwendung. S. ebenso 
Rechtssache C-49/14, Finanmadrid.
7 Beispielsweise Rechtssache C-415/11, Aziz; Rechtssache C-34/13, Kušionová; Rechtssache C-280/13, 
Barclays Bank, und Rechtssache C-32/14, ERSTE Bank Hungary.
8 Beispielsweise Rechtssache C-34/13, Kušionová, Rn. 63–66, mit Verweisen u. a. auf die Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte und auf Artikel 7 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union, in dem das Grundrecht auf Achtung der Wohnung verankert ist.
9 Verbundene Rechtssachen C-568/14 bis C-570/14, Ismael Fernández Oliva. In diesem Fall ging es um die 
Möglichkeit, während eines anhängigen Verbandsverfahrens in einem Individualverfahren einstweiligen 
Rechtsschutz zu erwirken.
10 Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2005 über unlautere 
Geschäftspraktiken von Unternehmen gegenüber Verbrauchern im Binnenmarkt und zur Änderung der Richtlinie 
84/450/EWG des Rates, der Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG und 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates (Richtlinie 
über unlautere Geschäftspraktiken), ABl. L 149 vom 11.6.2005, S. 22.
11 S. auch entsprechend Rechtssache C-537/13, Šiba, zur Anwendung der Richtlinie 93/13/EWG auf Verträge 
über juristische Dienstleistungen, die für das Verbraucherrecht im Allgemeinen gilt.
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Aufforderungsschreiben12 sowie am 18. Februar 2020 eine mit Gründen versehene 
Stellungnahme13. Die größten Bedenken sind, dass die Entscheidungen der zyprischen 
Dienststelle für Verbraucherschutz bezüglich unlauteren Klauseln nicht verbindlich sind und 
in der Praxis auch nicht vom „Law Office“ der Republik durchgesetzt werden. Deshalb 
wurden nur wenige Fälle vor die zuständigen Gerichte gebracht, um Verfügungen zu erlassen. 
Demnach hatte die Kommission Bedenken, dass Zypern keine angemessenen und wirksamen 
Mittel zur Verfügung stellt, mit denen die fortlaufende Nutzung unlauterer Klauseln in 
Verbraucherverträgen unterbunden wird. Die Kommission war außerdem besorgt, dass die 
Gesetze zu unlauteren Geschäftspraktiken in Zypern nicht auf Rechtsanwälte in den 
Beziehungen zu ihren Kunden anwendbar sind. Zypern antwortete am 16. April 2021 auf die 
mit Gründen versehene Stellungnahme.
In Bezug auf die Richtlinie (EU) 2019/1023 über Restrukturierung und Insolvenz14 stellt die 
Kommission einen Mangel an Begründungen der vom Petenten angeführten Bedenken fest. In 
der Richtlinie sind tatsächlich Maßnahmen zur Steigerung der Wirksamkeit von 
Restrukturierungs-, Insolvenz- und Entscheidungsverfahren festgelegt. Trotzdem enthält die 
Richtlinie keine verbindlichen Vorschriften zur Überschuldung von Verbrauchern. Es wird 
den Mitgliedstaaten lediglich empfohlen, diese bei der frühestmöglichen Gelegenheit auch auf 
Verbraucher anzuwenden. In jedem Falle ist die neue Frist für die Annahme von 
einzelstaatlichen Durchsetzungsbestimmungen nach Auskunft Zyperns in Bezug auf die 
Verlängerung der Frist für die Umsetzung der Richtlinie auf den 17. Juli 2022 festgelegt.
Fazit
Die Kommission überwacht die Umsetzung des EU-Rechts durch die Mitgliedstaaten. Sie 
bewertet derzeit die Antwort der zyprischen Behörden vom 16. April 2021 auf die mit 
Gründen versehene Stellungnahme der Kommission vom 18. Februar 2021, um über die 
nächsten Schritte zu entscheiden. Die Bewertung erfolgt zusammen mit weiteren 
Informationen betreffend die Übereinstimmung der zyprischen Rechtsvorschriften mit der 
Richtlinie 93/13/EWG des Rates, darunter neue Beschwerden hinsichtlich der Anwendung 
der Richtlinie 93/13/EWG des Rates in Zypern durch die Kommission. In ihrer 
abschließenden Bewertung wird die Kommission auch die jüngere Rechtsprechung des 
Gerichtshofs der Europäischen Union im Hinblick auf den Schutz der Verbraucher vor 
missbräuchlichen Vertragsbedingungen in Gerichtsverfahren sowie Artikel 47 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union berücksichtigen. Sollte die Kommission zu dem Schluss 
kommen, dass Zypern gegen die zusätzlichen Verpflichtungen, den Verbrauchern 
angemessene Rechtbehelfe und Verfahrensgarantien zur Verfügung zu stellen, die aus den 
Artikeln 6 und 7 der Richtlinie 93/13/EWG des Rates hervorgehen, verstößt, wird sie 
angemessene Schritte in Erwägung ziehen.

12 https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/INF_19_4251. 
13 https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/inf_21_441. 
14 Richtlinie (EU) 2019/1023 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über präventive 
Restrukturierungsrahmen, über präventive Restrukturierungsrahmen, die zweite Chance über Entschuldung und 
über Tätigkeitsverbote sowie über Maßnahmen zur Steigerung der Effizienz von Restrukturierungs-, Insolvenz- 
und Entschuldungsverfahren und zur Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 (Richtlinie über Restrukturierung 
und Insolvenz), ABl. L 172 vom 26.6.2019, S. 18.

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/INF_19_4251
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/inf_21_441

